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Einkaufspassage (im Leipziger Hauptbahnhof): „Die Begrenzungen müssen generell weg“
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„Da brummt es“
Die Deutschen können schon bald länger einkaufen. Im Bundesrat

zeichnet sich eine Mehrheit für Öffnungszeiten bis 22 Uhr 
ab, einige Länder wollen sogar alle Beschränkungen streichen.
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hluss mit Ladenschluss?
itionen der Bundesländer zu einer Neuregelung des Ladenöffnungszeiten

Ladenschluss
montags bis freitags samstags sonntags

Anzahl der
Stimmen

im Bundesrat

Berlin

Brandenburg

Bremen

en-Württemberg

Bayern

Hamburg

Hessen

ckl.-Vorpommern

Niedersachsen

drhein-Westfalen

Saarland

Sachsen

Sachsen-Anhalt

hleswig-Holstein

Thüringen

Rheinland-Pfalz

generelle Freigabe

Keine klare Position, verweist auf die Bundesregierung

21:00 Uhr

Freigabe

generelle Freigabe

22:00 Uhr

22:00 Uhr

22:00 Uhr (Minimum)

generelle Freigabe

generelle Freigabe

Aufhebung des alten Gesetzes

22:00 Uhr

22:00 Uhr

22:00 Uhr (oder länger)

22:00 Uhr

20:00 Uhr

generelle Freigabe

20:00 Uhr

Freigabe

16:00 Uhr

22:00 Uhr

18:00 Uhr

22:00 Uhr (Minimum)

generelle Freigabe

generelle Freigabe

20:00 Uhr (maximal)

18:00 Uhr

22:00 Uhr

kein fester Standpunkt

18:00 Uhr

2-mal pro Jahr
geöffnet

wie bisher

wie bisher

wie bisher

wie bisher

wie bisher

wie bisher

4-mal pro Jahr
geöffnet

neue Regelung

wie bisher

4-mal pro Jahr
geöffnet

wie bisher

wie bisher

wie bisher

wenige Sonntage
pro Jahr
Sc
Pos

Bad

Me

Nor

Sc

Die Öffnungszeiten des „Volcks-
ladens“ im Berliner Ost-Stadtteil
Friedrichshain sind für Kenner 

des Szene-Kiezes übersichtlich geregelt,
es gilt: „Offen ist, wenn an ist“ – die 
Lampe nämlich, links neben dem Lebens-
mittelladen. An manchen Abenden
leuchtet sie bis 23 Uhr, und nicht 
nur der „Volcksladen“ hat länger
geöffnet, als das Gesetz es erlaubt.
Im hippen Osten der Hauptstadt
können die Menschen schon vie-
lerorts einkaufen, wann es ihnen
passt.

Noch ist das illegal, aber schon
bald sollen Konsumenten in ganz
Deutschland die von ihnen ge-
wünschten längeren Öffnungszeiten
bekommen, und womöglich können
sie sogar bereits die nächsten Weih-
nachtsgeschenke auch nach 20 Uhr
erstehen. Am heutigen Montag wer-
den in Berlin die Wirtschafts-Staats-
sekretäre der Länder die Bundes-
ratssitzung zum Thema Ladenschluss
vorbereiten – eine Zweidrittel-
mehrheit für die Reform der derzei-
tigen Regelung ist schon so gut wie
sicher: 13 der 16 Bundesländer wol-
len von Montag bis Freitag Ge-
schäftszeiten bis mindestens 22 Uhr
zulassen. 

Womöglich geht die Reform gar
noch weiter, wird das „Gesetz 
über den Ladenschluss“, ein Relikt
aus dem Jahre 1956, ersatzlos ge-
strichen. Die Regierungen von 
Sachsen (CDU), Sachsen-An-
halt (SPD), Nordrhein-Westfalen
6

(SPD/Grüne) und Baden-Württemberg
(CDU/FDP) befürworten eine völlige 
Freigabe des Ladenschlusses zwischen
Montag und Samstag, Hessen (CDU/FDP)
möchte lediglich den Samstag auf 16 Uhr
begrenzen. 
d e r  s p i e g e l 3 5 / 2 0 0 0
Für die Extremlösung fehlt den Befür-
wortern freilich noch die Mehrheit: Zu-
sammen haben diese Länder im Bundes-
rat, der voraussichtlich schon am 29. Sep-
tember über das Dauerthema entscheiden
will, 25 Stimmen – 35 wären erforderlich.
Rheinland-Pfalz (SPD/FDP) und Schles-
wig-Holstein (SPD/Grüne), die über ins-
gesamt acht Stimmen verfügen, könnten
sich mit der völligen Freigabe zwar durch-
aus anfreunden, haben sich aber noch
nicht definitiv festgelegt. Doch selbst mit
ihren Stimmen würde die einfache Mehr-
heit knapp verfehlt.

Die jetzt aber als sicher geltende Aus-
weitung der Ladenzeiten zumindest bis 22
Uhr nennt der Geschäftsführer des Haupt-
verbandes des Deutschen Einzelhandels,
Günther Wassmann, „überfällig“. Sie wer-
de Wettbewerbsbeschränkungen wie im
sächsischen Leipzig – wo die Geschäfte im
neuen Hauptbahnhof derzeit bis 22 Uhr
öffnen dürfen, die Läden in der angren-
zenden Innenstadt aber zwei Stunden vor-
her schließen müssen – beseitigen. Ein kla-
rer Schnitt wäre Wassmann freilich lieber:
„Die Begrenzungen beim Ladenschluss
müssen generell weg.“

Das fordert auch der einstige Bundes-
wirtschaftsminister Günter Rexrodt (FDP)
– der in seiner Amtszeit jedoch von ei-
ner Realisierung seiner Vorstellung weit
entfernt blieb. „Reförmchen“, predigt 
der Liberale nun, da er leicht Reden hat,
via „Bild“, seien „wie Mückenstiche –
ohne Folgen, trotzdem lästig“. Das „Di-



Deutschland

protest (in Berlin): 120 Prozent Zuschlag 
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nosauriergesetz“ müsse ersatzlos gestri-
chen werden. 

Unterstützt wird die Front der Radi-
kalmodernisierer in den Ländern durch das
Münchner Ifo-Institut für Wirtschaftsfor-
schung, das im Auftrag des Bundeswirt-
schaftsministeriums die Auswirkungen der
halbherzigen Gesetzeslockerung von 1996
untersuchte. Fazit: Die verlängerten Öff-
nungszeiten wurden besonders von Don-
nerstag bis Samstag von 50 Prozent der
Verbraucher zum Kauf genutzt. Vor allem
Jüngere und Berufstätige gingen am Abend
in die Geschäfte und sorgten für, so die
Wirtschaftsforscher, „nennenswerte Um-
satzsteigerungen“. Es gebe also „keine
ökonomisch stichhaltige Begründung für
die Beschränkung der Öff-
nungszeiten“.

Die rot-grüne Bundes-
regierung hält sich indes 
aus taktischen Gründen
zurück. Im Juli vergange-
nen Jahres hatte der par-
teilose Bundeswirtschafts-
minister Werner Müller
vorsichtig angeregt, die Re-
gelung den Kommunen
und ihrer „Kreativität“ zu
überlassen, was letztlich 
einer generellen Freiga-
be gleichgekommen wäre.
Die heftigen Reaktionen –
die Gewerkschaft Handel,
Banken und Versicherun-
gen drohte umgehend mit
Streik – ließen den Minister vorsichtig 
werden. 

Als kürzlich auf der Ebene der Staats-
sekretäre im Wirtschafts- und Sozialminis-
terium ein erneuter Vorstoß gewagt wurde,
das Gesetz zu kippen, pfiffen die Koaliti-
onsspitzen die politischen Beamten sofort
zurück. Die Staatssekretäre hatten die so
genannte Expo-Regelung – die Geschäfte
in Niedersachsen dürfen während der
Weltausstellung bis 21 Uhr geöffnet bleiben
– generell einführen wollen.

Die Expo-Ausnahme sorgt nicht nur in
Niedersachsen, sondern auch in Hamburg
für gute Geschäfte. „An den Wochenenden
da brummt es“, sagt der Sprecher der
Hamburger Wirtschaftsbehörde Bernd
Meyer. Die Läden der Hafenstadt dürfen,
Sonderregelung zur Weltausstellung, sams-
tags bis 18 Uhr öffnen. 

Doch die rot-grünen Koalitionäre in
Berlin wollten in der Sommerpause kei-
nen Schlagabtausch mit den Gewerk-
schaften – schließlich steht noch die Ren-
tenreform im Herbst ins Haus. Das Pro-
blem, so die Botschaft aus dem Kanzler-
amt, sollten doch die Länder im Bundes-
rat erst mal richten, der Bundestag werde
dann sicher einen gemeinsamen Initiativ-
antrag absegnen.

Widerstand gegen diese Taktik regt 
sich im Süden der Republik. „Das ist“,
schäumte Bayerns Wirtschaftsminister Otto

Gewerkschafts
d e r  s p i e g e38
Wiesheu (CSU), „Zinkerei und Drücke-
bergerei“. Es sei ein seltsames Spiel, wenn 
Rot-Grün aus Angst vor einer Konfron-
tation mit den Gewerkschaften „die Ver-
antwortung auf die Länder abschie-
ben“ wolle. 

Die Bundes-CDU schert sich da weniger
um den Zorn der Gewerkschaften. „Ich
bin dafür, Montag bis Samstag flexibler zu
werden“, verkündet Angela Merkel. Mit
anderen Arbeitszeiten, so die jetzige Par-
teichefin schon vor Monaten, könne wohl
manch einer die Doppelbelastung durch
Familie und Beruf leichter bewältigen. 

Ein liberaler Ladenschluss dürfte eine
der ersten Reformen sein, die aus dem
Osten kommt. Denn hier sind die Vorrei-
ter des Spätkaufs zu Hause. Die starren
Tarifverträge gelten im wirtschaftlichen
Aufbaugebiet längst nicht mehr, die Be-
reitschaft, auch außerhalb der bisher fest-
gefügten Arbeitszeiten dem Job nachzu-
gehen, steigt. 

„Wir haben keine Probleme, unsere Be-
legschaft zu motivieren, länger zu arbei-
ten“, sagt Detlef Steffens, Geschäftsführer
der Kaufhof-Filiale am Ost-Berliner Alex-
anderplatz. Vier lange Samstage und drei
Sonntage hatte das Kaufhaus in diesem
Jahr bereits geöffnet, Belegschaft und Ge-
werkschaft spielten mit. 

Der gesteigerte Umsatz an den verlän-
gerten Tagen geht zum Teil in die Porte-
monnaies der Belegschaft, hinzu kamen
bis zu 120-prozentige Zuschläge und die
Zusage, die Jobs zu erhalten. Der Deal
lohnte sich für beide Seiten. Sonntags ver-
kauft der Kaufhof in fünf Stunden so viel
wie sonst in zehn.

Bald können Arbeitnehmer und Firmen
auch im Westen mit derartigen Lösungen
rechnen. Sollte der Ladenschluss weiter
gelockert werden, sagt der Vize-Chef der
Deutschen Angestellten-Gewerkschaft Hu-
bert Gartz, müssten neue Tarifverträge an-
dere Arbeitszeitsysteme, höhere Zuschlä-
ge und Beschäftigungssicherung vereinbart
werden. Gartz: „Ich halte das alles für re-
gelbar.“ Michael Kraske, Ulrich Schäfer, 

Steffen Winter
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